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AKTUELL 
Huttenstreik geht weiter 

Der Streik eines Teiles der Beleg­
schaft des Lenin-Stahlwerks in No-
wa Huta bei Krakau ist am Mitt­
woch um die Frühschicht erweitert 
worden und umfasst somit nahezu 
10 000 Arbeiter. Die Streikenden 
verlangen eine Umstrukturierung 
und Erhöhung ihrer Bezüge. Die 
polnischen Medien haben über den 
Streik noch nicht berichtet. 

UNO-Truppe Cur Afghanistan 
Der Sicherheitsrat hat UNO-Ge­

neralsekretär Javier Perez de  Cuel-
lar «vorläufig» autorisiert, Beob­
achter zur Überwachung des sowje­
tischen Truppenabzugs aus Afgha­
nistan und der Rückkehr der  afgha­
nischen Flüchtlinge in die Krisen­
region zu entsenden. 

Bombenanschlag in Nordirland 
Eine ferngezündete Bombe hat in 

der Nacht zum Mittwoch in Nord­
irland einen britischen Soldaten ge­
tötet und zwei weitere verletzt. Der 
Zwischenfall ereignete sich bei der 
Ortschaft Carrickmore. Die Solda­
ten befanden sich auf einem Pa­
trouillengang. 

Jakes nach Bukarest 
Auf Einladung des rumänischen 

Staats- und Parteichefs Nicolae 
Ceausescu ist am Mittwoch der Ge­
neralsekretär der tschechoslowaki­
schen Kommunistischen Partei, Mi-
los Jakes, für einen Tag nach Buka­
rest geflogen. Jakes beschliesst da­
mit die Reihe seiner Antrittsbesu­
che im Ostblock. 

Diepgen in Washington 
Berlins Regierender Bürgermei­

ster Eberhard Diepgen (CDU) ist in 
der Nacht zum Mitwoch zu zweitä­
gigen politischen Geprächen in 
Washington eingetroffen. 

Ab heute bei uns: 
Familie Feuerstein 

Wir möchten auch jenen Leserin­
nen und Lesern, vor allem auch 
Kindern und Jugendlichen, die ger­
ne Comics haben, etwas entgegen­
kommen und veröffentlichen ab 
heute im VOLKSBLATT regelmäs­
sig einen Comic-Streifen über die 
aus dem Fernsehen bekannte Fami­
lie Feuerstein. Viel Vergnügen bei 
der Lektüre. 
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Ringe: die s c h ö n s t e  Art 
Gemeinsamkeit  zu zeigen 

Regionales Denken bei den Deponiestandorten 
Regierungschef-Stellvertreter Dr. Herbert Wille plädiert f ü r  Zusammenarbeit und Kooperation 

Die Entsorgung von Abfällen und die 
Deponierung von Rückständen aus der 
Entsorgung wird die zuständigen Stellen 
noch einige Zeit beschäftigen. Nachdem 
im st. gallischen Rheintal Vorstellungen 
Aber ein Deponiekonzept in die Ver­
nehmlassung gegeben wurden, die Depo­
nie beim Steinbruch Buchserberg reakti­
viert werden soll und nach der Verab­
schiedung des neuen Abfallgesetzes im 
liechtensteinischen Landtag zeichnet 
sich, wie Regierangschef-Stellvertreter 
Dr. Herbert Wille am Pressegespräch 
ausführte, eine verstärkte regionale Zu­
sammenarbeit an. In unserem Land geht 
die Suche nach Deponiestandorten ge­
zielt weiter. 

Die Entsorgung von Abfällen und vor 
allem von Sonderabfällen kann, wie der 
zuständige Ressortinhaber für Umwelt­
schutz auch während der Behandlung des 
Abfallgesetzes im Landtag erklärt hatte, 
nicht mehr Sache einer Gemeinde sein, 
sondern muss im regionalen Rahmen ge­
sehen werden. Das Abfallgesetz, das der 
Landtag verabschiedete, enthält die Be­
stimmung über die Schaffung eines Depo­
niekonzeptes, das in unserem Land ver­
wirklicht werden soll. Konkret wurde bis­

her erst der Deponiestandort Ruggell be­
nannt, auch wurden bereits Vorstellun­
gen über die Art der Abfälle, die im 
Steinbruch Limseneck deponiert werden 
sollen, in der Vergangenheit entwickelt, 
doch liegen noch keine fertigen Konzepte 
vor. Mit den Gemeinden Schaan, Vaduz, 
Triesen und Balzers bestehen nach den 
Ausführungen von Regierungschef-Stell­
vertreter Dr. Herbert Wille entsprechen­
de Kontakte, woraus sich konkrete De­
poniemodelle entwickeln sollen. 

Verpflichtung für Liechtenstein 
Die Frage der Deponieplätze in unse­

rem Land wird weiterverfolgt, wobei 
auch die Vorstellungen in der benachbar­
ten Region mitberücksichtigt werden. 
Durch die Wiederaufnahme der Deponie 
Buchserberg und der Erweiterung der 
Deponie Lienz ergibt sich möglicherweise 
für unser Land eine neue Situation. Un­
ser Land stehe jedoch, unterstrich Regie­
rungschef-Stellvertreter Dr.  Herbert Wil­
le, zu den abgegebenen Zusagen gegen­
über dem Verein für Abfallbeseitigung 
Buchs (VfA), die Rückstände aus der 
Rauchgasreinigungsanlage für eine be­
stimmte Zeit zur Endlagerung zu über­

nehmen. Die Vorarbeiten für die Über­
nahme dieser Rückstände, wie das auch 
der Buchser Gemeindeammann Jakob 
Rothenberger vor kurzem an einer Pres­
sekonferenz erklärt hatte, werden derzeit 
weiter vorangetrieben. In Ruggell soll 
nach Angaben von Regierungschef-Stell­
vertreter Dr. Herbert Wille ein geologi­
sches Gutachten über die Tauglichkeit 
der benannten Deponie erstellt werden, 
um gesicherte Daten zu erhalten. 

Kooperation der Gemeinden 
In seinen Ausführungen unterstrich 

Regierungschef-Stellvertreter Dr. Her­
bert Wille auch, dass sich eine enge Zu­
sammenarbeit zwischen den Gemeinden 
aufdränge. In der Gemeinde Schaan soll 
ein Projekt für die Deponierung von 
Rückständen gemacht werden, in Vaduz 
biete sich die Kiesdeponie für die Nut­
zung als Abfalldeponie an. Doch sind 
diese Vorarbeiten erst in Gang gekom­
men, so dass diese Probleme noch einige 
Zeit im Raum stehen werden. Ausser den 
genannten Gemeinden werden, so Dr .  
Herbert Wille, auch die anderen Gemein­
den konsultiert, um gemeinsam zu einem 
Ergebnis in der Deponiefrage zu kom­
men. (G.M.)  

Gespräche über die Zusammenarbeit im Justizwesen 
Der österreichische Justizminister Dr. Egmont Foregger trifft heute in Vaduz ein 

Zwischen Österreich und Liechtenstein 
wurden in den letzten Jahren die Kontak­
te im Bereich des Justizwesens intensi­
viert. Der neue Justizminister Öster­
reichs, Dr. Egmont Foregger, beginnt 
heute einen zweitägigen Besuch in unse­
rem Land und trifft sich mit dem liechten­
steinischen Ressortinhaber für Justizwe­
sen, Dr. Herbert Wille, zu einem Mei­
nungsaustausch über Rechtsfragen. 

Justizminister Foregger setzt, wie Re­
gierungschef-Stellvertreter Dr. Herbert 
Wille am Pressegespräch erklärte, die 
Tradition seiner Amtsvorgänger fort, un­
serem Land einen Besuch abzustatten, 
um die Entwicklung der guten Beziehun­
gen auf dem Gebiete des Justizwesens zu 
erörtern. Die liechtensteinische Gesetz­
gebung weist nach den Worten des Regie­
rungschef-Stellvertreters wesentliche Ele­
mente aus dem österreichischem Recht 
auf, was auf die engen Beziehungen zwi­
schen den beiden Staaten im letzten Jahr­
hundert zurückzuführen sei. 

Information über Rechtsentwicklung 
Vom zweitägigen Besuch des öster­

reichischen Justizministers erwartet Re­
gierungschef-Stellvertreter Dr. Herbert 

Wille einen intensiven Meinungsaus­
tausch über jene Rechtsbereiche, die von 
Österreich rezipiert wurden. Insbesonde­
re handelt es sich dabei um das Strafge­
setzbuch, das vom Landtag bereits verab­
schiedet wurde, sowie um die Familien­
rechtsreform, die in unserem Land der­
zeit in der vorparlamentarischen Phase 
erarbeitet wird. Zur Änderung des Vor­
mundschafts- und Ehegüterrechts liegen 
der Regierung parlamentarische Vorstös-
se zur Beantwortung vor. Die Diskussion 
mit dem österreichischen Justizminister 
soll in erster Linie der Frage dienen, wie 
sich diese Gesetzeswerke in Österreich 
bewährt haben und in welchen Bereichen 
Änderungen oder Korrekturen notwen­
dig werden. 

Häftlingsvertrag funktioniert 
Gesprächsthema wird nach den Anga­

ben von Regierungschef-Stellvertreter 
Dr. Herbert Wille auch der liechtenstei­
nisch-österreichische Häftlingsvertrag 
darstellen, der 1982 abgeschlossen wur­
de. Aus liechtensteinischer Sicht habe 
sich dieser Vertrag bewährt, da  e r  auch 
auf die Europäische Menschenrechtskon­
vention abgestimmt sei. Ursprüngliche 
Bedenken, so Dr. Wille, konnten durch 

das gute Funktionieren in der Praxis be­
seitigt werden. Die gleiche Auffassung 
vertritt auch Österreichs Justizminister 
Dr. Egmont Foregger in einem Interview 
mit dem VOLKSBLATT: «Es ist der 
österreichischen Justizverwaltung bisher 
gelungen, alle Häftlinge aus Liechten­
stein im Land Vorarlberg unterzubrin­
gen, um den Angehörigen der Betroffe­
nen Besuche zu erleichtern. Die Auf­
rechterhaltung der Beziehungen zu den 
Angehörigen ist für die Resozialisierung 
eine wesentliche Voraussetzung.»(G.M.) 

Das Interview mit Justizminister Foreg­
ger finden Sie auf  Seite 3 der heutigen 
Ausgabe. 

Kontroverse um «Patrouille Suisse» 
Regierung macht a u f  andere Umweltmassnahmen aufmerksam 

Über die Kunstflugstaffel «Patrouille 
Suisse» ist eine Kontroverse entbrannt, 
die auch Gegenstand einer Frage im Pres­
segespräch vom Dienstag war. Diese 
Kunstflugstaffel soll am 11. Juni, zum 
40jährigen Bestehen des Schweizer Ver­
eins im Fürstentum Liechtenstein, als At­
traktion für die Festlichkeiten eingesetzt 
werden. 

Regierungschef-Stellvertreter Dr. Her­
bert Wille stellte im Pressegespräch klar, 
dass diese Kunstflugstaffel auf keinen 
Fall zu einer Belastung für das gute und 
freundschaftliche Verhältnis zwischen der 
Schweiz und Liechtenstein werde. Für die 
Bewilligung sei nicht die Regierung zu­
ständig, sondern das Eidgenössische 
Luftamt, das dem Schweizer Verein die 
Möglichkeit für die Durchführung eines 
derartigen Anlasses gegeben habe. Die 
Regierung möchte sich aber nicht der 
Verantwortung entziehen, meinte -Dr. 
Herbert Wille, sondern habe den Einsatz 
der Flugstaffel zur Kenntnis genommen. 

Zum Gedanken des Umweltschutzes 
erklärte der zuständige Ressortinhaber 
für Umweltschutz, zweifellos werde die 
Umwelt durch die Schadstoffe und den 
Lärm belastet, doch sollte man konse­
quenterweise nicht immer den Finger auf 
Einzelmassnahmen legen. Umweltschutz 
sei das Problem jedes Einzelnen, der sich 
fragen müsse, ob er nicht auch einen Bei­
trag zur Reduktion der Schadstoffe, des 
Lärms oder des Abfalls leisten könne. 

Regierungschef Hans Brunhart ergänz­
te dazu, dass auch innerhalb des Schwei­
zer Vereins nicht eine einhellige Auffas­
sung über die Durchführung dieser Ver­
anstaltung geherrscht habe. Die Einla­
dung an die Flugstaffel «Patrouille 
Suisse» sei vor allem vor dem Hinter­
grund zu sehen, dass die Organisatoren 
zum Jubiläum etwas Besonderes bieten 
wollten. Aus dieser Sicht stehe es Liech­
tenstein nicht an, etwas dagegen zu unter­
nehmen. Doch habe er Verständnis da­
für, wenn sich unterschiedliche Auffas­
sungen ergäben. (G. M.)  

Rentenalter und 
AHV-Revision 

Das Rentenalter steht nach den Vor­
stellungen des Bundesrates in der 
Schweiz bei der 10. AHV-Revision nicht 
zur Diskussion. Die Frauen werden nach 
ersten Verlautbarungen weiterhin mit 62 
Jahren in das Rentenalter eintreten, die 
Männer erreichen das Pensionsalter mit 
dem 65. Altersjahr. Wie sieht die Situa­
tion in unserem Land aus? 

Regierungsrat Dr. Peter Wolff meinte 
am Pressegespräch, grundsätzlich habe 
sich Liechtenstein bisher an die schweize­
rischen Regelungen gehalten, doch sei 
eine autonome Regelung verschiedener 
Fragen in unserem Land durchaus 
denkbar. 

Die Regierung werde in naher Zukunft 
die zwei aus dem Landtag vorliegenden 
Postulate veantworten, die sich mit der 
Frühpensionierung und dem Rentenalter 
befassen. Der Verwaltungsrat der  A H V  
habe umfangreiche Vorarbeiten geleistet, 
'die der Regierung für die Postulatsbeant­
wortung zur Verfügung stünden. Die Re  
gierung werde sich mit diesen Fragen be­
schäftigen und dem Landtag in einem 
|Bericht auf die Postulatsfragen zukom-
imen lassen. 

Die beiden Postulate stammen aus dem 
Jahre 1983 und 1987 und ersuchten die 
Regierung um Stellungnahme zu aktuel­
len Fragen im Zusammenhang mit der 
sich in Gang befindlichen 10. AHV-Revi­
sion in der Schweiz. 

Nulltarif: 
Steigende Tendenz 

Der  Zuspruch zu den mit Nullta­
rif fahrenden Postautos in unserem 
Land hält weiterhin an. Die Regie­
rung hat, wie Regierungsrat Wil­
fried Büchel am Pressegespräch 
vom Dienstag ausführte, einen Be­
richt über die zahlenmässige Ent­
wicklung im ersten Quartal 1988 zur 
Kenntnis genommen. Die konkre­
ten Zahlen sollen in den nächsten 
Tagen veröffentlicht werden, er­
klärte Regierungsrat Büchel, unter­
strich jedoch, dass die Erhebungen 
einen recht positiven Trend anzeig­
ten. Auf  verschiedenen Streckenab­
schnitten hätte die Zahl der Fahrgä­
ste um mehr als hundert Prozent im 
Vergleich zu den Vorjahren zuge­
nommen. 

Die Regierung sei weiterhin be­
strebt, das Streckennetz der Postau-
tos zu verbessern und weitere Er­
schliessungen durchzuführen. Bei­
spielsweise soll der Fahrplan von 
Feldkirch nach Vaduz ausgebaut 
werden, um auch Grenzgängern zu 
ermöglichen, mit dem Postauto ih­
ren Arbeitsplatz aufzusuchen. Im 
weiteren soll das Gebiet Gamprin, 
Schellenberg, Mauren besser er­
schlossen werden. 

10 Prozent weniger 
neue Motorfahrzeuge 

Wie der neusten statistischen Informa­
tion des Amtes für Volkswirtschaft zu 
entnehmen ist, wurden im März 1988 
(März 1987) in Liechtenstein insgesamt 
282 (314) neue Fahrzeuge bei der Motor-
fahrzeugkontrolle immatrikuliert, das 
sind 10,2 Prozent weniger als im Ver­
gleichsmonat des Vorjahres. 

Von den 225 (261) Personenwagen und 
Kleinbussen erfüllen 214 (194) Fahrzeuge 
oder 95,1 Prozent (74,3 Prozent) die US-
Norm 83. Dabei handelt es sich nicht nur 
um eigentliche Katalysatorfahrzeuge 
(benzinbetriebene Motoren), sondern 
auch um Dieselfahrzeuge, welche die 
Grenzwerte der Norm nicht über­
schreiten. 

UNO-Bericht 
Der schon lange angekündigte Bericht 

der Regierung zum liechtensteinischen 
UNO-Beitritt soll in nächster Zeit veröf­
fentlicht werden. Dies erklärte Regie­
rungschef Hans Brunhart am Pressege­
spräch. Die Regierung habe sich mit der 
Aussenpolitischen Kommission des 
Landtags über den UNO-Bericht bereits 
unterhalten. D e r  Landtag hat nach An­
sicht von Regierungschef Hans Brunhart 
zuerst Anrecht auf die Unterrichtung 
über den Bericht, der in nächster Zeit 
Gegenstand einer Beratung im Landtag 
sein soll. Erst nachher werde der Bericht 
auch der Öffentlichkeit zugänglich ge­
macht werden. 
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